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Schlusszusammenfassung 

Die Unterscheidung von Konkordanz- und Konkurrenzdemokratien 
bzw. von Organisationsformen und Konfliktregelungsmustern nach dem 
Proporz- oder dem Mehrheitsprinzip ist eine analytische Trennung, vor­
genommen aus wissenschaftlichen, nämlich heuristischen Zwecken heraus. 
In der soziopolitischen Realität kommen diese Typen in gleichsam «reiner» 
Formengestalt nicht oder eher selten vor, vielmehr stellen wir in der Regel 
Vermischungen und Uberlagerungen fest, so dass hinsichtlich der jeweili­
gen Gemeng elage verschiedener Komponenten eigentlich nur von be­
stimmten Dominanzen gesprochen werden kann. Hinzu kommt, dass 
auch politische Systeme vom sozialen Wandel nicht unbeeinflusst bleiben 
(und vice versa): Das Spannungsverhältnis von Kontinuität und Wandel ist 
geradezu ein sozialwissenschaftliches Dauerthema und daher zur ständigen 
Reflexion gestellt. Die his torischen Umwälzungen in Ost- und Mitteleu ­
ropa, deren Zeitzeugen wir sind, haben dies erneut und eindrücklich vor 
Augen geführt. 

Im Blick auf unser Thema, den po litischen Wandel in konkordanzde­
mokratischen Systemen, ist die Aus gangslage eine besondere . Denn die 
Ausbildung und Institutionalisierung von konkordanzdemokratischen 
Regelsystemen erfolgte ja , soziogenetisch und mode lltheoretisch betrach­
tet, aus Stabilisierungsgründen. Gerhard Lehmbruch ist hierauf in seinem 
Eröffnungsvortrag in detaillierter und kritischer Weise unter politiktheore­
tischen Aspekten einge gangen. Er hat des weiteren darauf aufmerks am 
gemacht, dass das Meh rheitsprinzip formal nicht au sser Kraft gesetzt ist 
und dass eine Erosion sich gegenüber stehender Lager Und damit eine 
Abschwächung ihrer Bindungskraft einen Wandel bewirken können. 
Andererseits sind die. Kosten eines Str ategiewechsels nicht kalku lierbar. 
Eine sozialtechnologjsche Anwendung des Konkordanzmodells im Sinne 
eines stets wirksamen Rezepts zur Konfliktbeilegung wird in der Regel auf 
Probleme stössen oder scheitern; denn es kommt jeweils auf die soziälge-
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schichtlichen Bedingungen an, und es ist d avon auszugehen, dass bereits 
Teilerfahrungen mit Konkordanz vorli egen müssen, um gesamthaft er­
folgreich zu sein. Mit anderen Worten: Konsiliare Formen werden in einem 
historischen Prozess eingeübt und müssen gel ernt werden. 

Unter betont voluntaristischen Gesichtspunkten kommen die folgenden 
Argumentationsmuster und Handlungsabsichten in Betracht: Konfk-
gierende Lage rbildung und Versäulungen, Spaltungen und Instabilitäten 
aufgrund ethnischer, konfessioneller, politisch-ideologischer sowie 
soziokultureller Konfliktlinien (cleavages) und die damit verbundenen 
spannungsreichen Sozialbeziehungen solle n durch Kooperationsmecha­
nismen und Kompromisstechniken relativiert bzw. vermieden werden. 
Die Beteiligung und der Einbezug möglichst aller sozialrelevanten Gruppen 
in das poli tische Handlungssystem und/oder die Einräum ung von mehr 
oder weniger stark ausgeprägten Vetorechten für Minderheiten sind letzt­
hin an der Maxime des herzu stellenden gütlichen Einver nehmens bzw. 
noch stärker am Interessenausgleich unter tendenzieller Vernachlässigung 
des mehrheitlichen Entscheidungsprinzips orientiert. Konkordanzdemo­
kratische Verfahren sollen die Fragmentierung der politischen Kultur 
zumindest auf dem Wege der Elitenakkommodation überbrücken helfen. 
Es stell t sich allerd ings die Frage, ob die Bei legung von Kon flikten die 
Folge der Herausbildung eines konkordanzdemokratischen Elitenkartells 
ist oder nicht eher dess en Voraussetzung. Ferner ist dav on auszugehen, 
dass in Vergemeinschaftungsformen mit direktdemokratischen Einrich ­
tungen (Stichwort: Referendumsdemokratie) Konkordanzzwänge bereits 
von sich aus strukturell eingebaut und systemisch eingelagert sind. Ande­
rerseits sind Volksa bstimmungen auch Durchbrechungen der Konkor­
danzdemokratie, weil hier die Mehrhe it zählt. So wäre es unter Inan­
spruchnahme der direktdem okratischen Volksrechte auch mög lich, her­
kömmliche Politikvorstellungen und -ge pflogenheiten in zen tralen Berei­
chen von der Basis her ruckartig zu verändern. Jüngste Beispiele 
wären oder sind die Armeeabschaffungsinitiative in der Schweiz oder 
die am Volk gescheiterte Initi ative auf Einführun g eines Staa tsvertrags­
referendums in Liechtenstein. Eine institutionelle Determinante für kon­
kordanzdemokratische Verlaufsformen und ihre relative Aufdauer­
stellung ist dagegen in neokorporatistischen Arrangements und Experten­
kommissionen, im Vernehmlassungsverfahren und in weiteren sozial­
partnerschaftlichen Bargainingprozessen zu sehen, die wiederum den 
Verbandseinfluss verstärken, der auf wirtschaftlichen und sozialen Macht-
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und Tauschpotentialen sowie auf Konflikt- und Organisationsfähigkeit 
beruht. 

Anton Pelinka hat für die fragmentierte Gesellschalt Österreichs die So­
zialpartnerschaft als wichtigsten Teil der Konkordanzdemokratie auf­
gezeigt; sie sei die «korporative» Logik neben der «parlamentarischen» 
Logik. Allerdings fühlten sich immer mehr politische Interessen und Grup­
pen, die sich auf parlamentarischer Ebene durchaus zu artikulieren verste­
hen, im Bereich der Sozialpartnerschaft ausgegrenzt. Die Logik der Sozial­
partnerschaft werde vor allem durch eine «Logik» des Populismus heraus­
gefordert und in Frage ge stellt. 

Die Dekonzentration des Parteiensystems, die Herausbildu ng neuer 
Parteitypen, populistische und postmäterialistische Strömungen richten 
sich gegen Konkordanz und entziehen der Sozialpartnerschaft zunehmend 
die Legitimationsgrundlage. Die nicht verre chtlichten, auf Intimität ange­
wiesenen Synchronisationsformen zwischen Parteien und Verbänden 
sowie die Nichtthematisierung funktionaler Vertei lungsprobleme haben 
eine Akzeptanzkrise bewirkt und tendenzielle Unvereinbarkeiten herbeige­
führt, zumal der Zeitgeist in Richtung der Marktwirtschaft geht. Das «Beto­
niererkartell» der Sozialp artnerschaft gegen Ökologieorientierungen, der 
Aufstieg des Parlamentarismus und das Anwachsen konkurrenzdemokra­
tischer Elemente, die sich auch in den Verbänden mehr und mehr durchset­
zen, kulminieren zu einem Verwestlichungstrend, von dem allerdings die 
sozial Schwachen nicht begünstigt werden. In der Diskussion ist daher 
auch darauf hingewiesen worden, dass der Bedeutungsverlust der Sozial­
parmerschaft auch problematisch zu beurteilen ist. Was in liberal-demokra-
tischer Sichtweise als positiv einzuschätzen ist, muss es wirtschaftlich nicht 
sein und kann makroökonomisch zu unerwünschten Nebeneffekten füh­
ren. Wie immer man dieses Wechselverhältnis beurteilt, so kann doch fest­
gehalten werden, dass gerade die «Erfolgs-Story» erst der Parteien und 
dann der Verbände in kontraproduktiver Weise ihre Selb steliminierung 
befördert hat. Vielleicht ist es in der Tat aufgrund der neuen Konfiguratio­
nen empfehlen swert, dass sich die Sozialp artnerschaft wieder auf ihren 
Kernbereich der Lohn- und Preispolitik reduz iert. 

Hinsichtlich der Schweiz ist zunächst zu konstatieren, dass die Konkor­
danzelemente nach wie vor sehr stark ausgeprägt und auch in den Attitü­
den der Bevölkerung verankert sind. Wolf Linder hat hervorgehoben, dass 
die halbdirekte Demokratie eben auch ausserhalb von Wahlen oder über 
die Wahl hina us auf Par tizipationsbedürfnisse nach Ma ssgabe politischer 
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Wichtigkeit diffe renziert reagieren könne. Integration und Partizipation 
würden ferner durch den Föderalismus und das Milizsystem he rgestellt 
und geleistet. Die gesteigerte Legitimation durch direktdemokratische Mit­
wirkung wird indes durch eine hohe Stimm- und Wahlabstinenz relativiert. 
Wahl- und abstimmungsentscheidend wird tendenziell der «gelegentliche 
Urnengänger», der weniger parteigebunden, mehr an individuellen Vortei­
len denn an institutionellen Fragen interessiert ist. Der politische Markt ver­
ändert sich, die Distanz zur als abstrakt empfundenen Verfassungspolitik 
wächst. 

Gesamtgesellschaftliche Lerneffekte werden von Wolf Linder vor allem 
durch wechselnde Koalitionspartner bei einzelnen Sachfragen erwartet. Ein 
flexiblerer Umgang mit Volksbegehren, ein Abbau machtpolitischer Hege-
monialstellungen und die Verbreitung demokratischer Alltagskultur wer­
den als weitere Innenaspekte genannt, um die Innovations- und Legitima­
tionschancen reziprok zu steigern. In extravertierter Perspektive würde ein 
EG-Beitritt die Konkordanzzwänge abbauen helfen. Das sind interessante 
Überlegungen, die in der Diskussion auch auf Widerspruch gestossen sind. 
Ich möchte hier nur noch zusätzlich zu bedenken geben, dass eine derartige 
Öffnung nach innen und aussen und damit eine Entzerrung des Konkor­
danzsystems Gefahr läuft, die g ewichtigen helvetischen Konkordanzvor­
teile zu übersehen: Nämlich (in systemtheoretischer Sprache) dass die Kon­
kordanz ein funktionales Äquivalent darstellt für die vergleichsweise 
geringe Autonom-Setzung und «autopoiesis» des politischen (Teil-) 
Systems. Wenn man dann noch hört, wie es in der Diskussion angespro­
chen wurde, dass die weltanschaulichen Mili eus ause inanderfallen und 
damit als wichtige Interpretationshilfen für die Bewältigung von Komplexi­
tät entfallen, dann muss man sich schon fragen - auch die nationale Identität 
wurde ja ansatzweise bestritten -, was nach dem Ausfransen der Konkor­
danz als S tabilisierungskitt überhaupt noch bleib t. Hier muss zumindest 
nach neuen funktionalen Äquivalenten gesucht werden. 

Helga Michalsky ist in Rücksicht auf den Parteienwettbewerb unter den 
Bedingungen der Allparteienregierung in Liechtenstein auch auf die histori­
schen und aktuellen Konfliktlinien eingegangen und hat ebenso auf die kon­
kordanzstiftenden Integrationsleistungen des verstorbenen Landesfürsten 
hingewiesen. Ferner hat sie uns vermittelt, dass die liechtensteinische Frag­
mentierung nicht mit herkömmlichen Begriffen beschrieben werden kann, 
insofern sie auf einer un terschiedlichen «kollektiven Erinnerung» basiert. 
Andererseits sind heute etwa zehn Prozent der Wählerschaft im Landtag 
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nicht repräsentiert. Wahlen sind trotz einer seit über fünfzig Jahren beste­
henden «Dauerkoalition» doch noch von entscheidender Bedeutung hin­
sichtlich der Verteilung der Ämter und der Zuteilung von Posten. Dritte 
oder vierte Parteien bzw. Wählergruppen haben von vornherein gewisse 
strukturelle Nachteile im Parteienwettbewerb und in der öffentlichen 
Argumentation. Allein der ziemlich unwa hrscheinliche Fal l einer Koa li­
tionsbildung unter Aussch luss einer der beiden grossen Par teien könnte 
eine ernsthafte Gefahrdung der Konkordanz bedeuten. 

Es ist dies zweifelsohne ein berechtigter und angemessener Zugang. 
Wegen der Angleichung der etabl ierten Parteien und anges ichts der ein­
getretenen Homogenisierung der Lebensverhältnisse in Liechtenstein, 
zumindest der Tendenz nach und aufgrund einer in den letzten vier Jahr­
zehnten alles überwölbenden Modernisierung, sind die konkordanzdemo­
kratischen Erklärungsmuster jedoch nicht mehr ohne weiteres selbst­
evident. Es müssen insofern - auch darauf hat Helga Michalsky hingewie­
sen - zusätzliche Interpretationshilfen angeboten werden. 

Das leistet nach meinem Eindruck gerade der Ansatz von Hans Geser -
der gerade für Liechtenstein zutreffend ist -, indem: er von den Implikatio­
nen kleine r Sozialsysteme im Sinne einer fun ktionalen Betrachtung aus­
geht. Der grundsätzliche Erklärungsversuch Gesers unterstellt anhand von 
generalisierten Einsich ten über die Bevölkerungs- und Staaten grösse für 
Kleinstaaten das Erforder nis, polit ische Entscheidungssysteme inklusiver 
Art einzurichten. Als Begründungsmuster kleinstaatlichen politischen 
Handelns wurden angeführt: die optimale Ausschöpfung knapper perso­
neller Ressourcen, die eine Multifunktionalität und Polyvalenz sowie 
besondere Profilanforderungen der Handlungseliten nahelegen, eine gestei­
gerte adaptive Flexibilität nach aussen , nach innen Konflikt präventionen 
und eine aus gleichende Selbstmoderierung der systeminternen Prozesse. 
Insofern die soziale Steuerungsfahigkeit an der wohlfahrtsstaatlichen Eigen­
dynamik ihre Grenzen findet, werden von ihm im weiter en auch Ergän­
zungen durch mehrheit sdemokratische Strukturen erwartet. In der Dis­
kussion wurde herau sgestellt, dass Rollendifferenzierung im Zusammen­
hang mit Prozessen der Modernisierung zu sehen ist, dass Kooptation auch 
exklusiv sein kann, die Elitennä he auch zu problematischen Vereinnah­
mungen führen könne und dass Fragmentierung als Erklärungsmuster für 
Konkordanz nicht zugun sten der Kleinh eitsprämisse vernachlässigt wer­
den sollte. 
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Offensichtlich verhält es sich so, dass ohne verstärkt einzubauende 
Strukturkomponenten mehrheitlicher Spielart Konkordanzsysteme Dys­
funktionen aufweisen, die unter Umständen zu politischen Defiziten fuh­
ren. Hier wären stichwortartig zu nennen: die Schwerfälligkeit und Lang­
wierigkeit der Entscheidungsprozesse, eine generelle Innovationsschwäche 
und die konfl iktvermeidende Tendenz zum «non-decisionmaking», zur 
Entscheidungsblockade und Problemvertagung («Schubladisierung») kon­
troverser Reformvorhaben, die Intransparenz des Willensbildungsprozes­
ses für die Stimmbürger, die Verwischung von Verantwortlichkeiten, die 
vergleichsweise schwache Stellung des Parlaments und der fehlende Einbe­
zug neuer sozialer Bewegungen. Gesamthaft positiv einzuschätzen sind -
wenngleich ebenfalls erodierend - die Stabilität des politischen Systems, die 
Berechenbarkeit der Politikabläufe, die Integra tionskraft und das rela tiv 
hohe Wertberücksichtigungspotential. , 

Es ist zu vermuten, dass der Wandel von Konkordanzdemokratien - ab­
gesehen von neu entstehenden Konfliktachsen - in Sonderheit davon 
abhängt, wie die negativen Konsequenzen oder die positiven Auswirkun­
gen der Konkordanz je weils gesamtgesellschaftlich und in welc her histo­
risch-situativen Verteilung und Gewichtung beurteilt werden. Dass die je 
aktuellen Handlungs- und Entsche idungsträger (oder Mite ntscheidungs­
träger) dazu neig en, die bestehenden Konstellationen und internalisierten 
Politikstile gutzuh eissen, während ausserparlamentarische Kräfte ande re 
Spielregeln und neue Formen der politischen Auseinandersetzung bevor­
zugen, liegt auf der Ha nd und ist auch in der konkret auf Liec htenstein 
bezogenen Diskussionsrunde deutlich geworden - allerdings etwas anders 
als erwartet; denn der Vertreter der «Ko-Opposition» hat kritische, ja sogar 
kulturkritische Töne angeschlagen. Darüber hinau s zeigt ein Bl ick in die 
politikwissenschaftliche Literatur, dass die schärfsten Kritiker konkordanz­
demokratischer Formen eben in Konkordanzsystemen zuhause sind, wäh­
rend man in der internationalen Diskussion, also von aussen, von diesem 
Modell nach wie vor und über alle Massen beeindruckt ist. 

Wenn man - grundsätzlich betrachtet - ein normatives Legitimations­
verständnis in bezug auf politische Herrschaft und kontrollierte Machtaus­
übung für unverzich tbar hält, Demokrat ie und Rationalität als kompl e­
mentäre Begriffe ansieht und ferner davon ausgeht, dass vor allem in Um­
bruchsituationen stets Entscheidungen zwischen Alternativen im Rahmen 
strukturierter Optionen zu treffen sind, wobei «Demokratie» sowohl eine 
allgemeinverbindliche Nor m als auch ein gesellschaftliches Regel system 
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darstellt, deren Zweck es ist, die kollektiven Kosten in Gestalt von unnöti­
gen Diskriminierungen möglichst gering zu halten, dann (und gerade dann) 
wäre ein gemischtes Konlwrdanz/Konkurrenzsystem vielleicht das politiktheo­
retische Optimum. Auch hier sind beileibe noch nicht alle Kombinations­
möglichkeiten durchgespielt. 

Während konkordanzdemokratische Systeme in manche rlei Hinsicht 
oft «überbremst» sind, wachsen in kompetitiven Gesellschaften die Kon-
sensfindungskosten und ist Konsens eher zu einem knappen Gut gewor­
den. Allerdings sollte der Kompromiss, will er tatsäch lich tragfähig sein, 
nicht dem politischen Prozess vorangestellt oder gleichsam paritätisch vor­
gelagert werden, sondern das Ergebnis eines öffentlichen Meinungs-, 
Willensbildungs- und Entscheidungsfindungsprozesses sein, mithin das 
Resultat einer praktizierten Gesprächs- und Streitkultur. Ich hoffe und bin 
eigentlich zuversichtlich, dass das Liechtenstein-Institut mit diesem Sympo­
sium hierzu einen disk ursiven und weiterführe nden Beitrag geleistet hat. 
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